
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 18/5346  
18. Wahlperiode                                                                10. März 2017 

Antrag 
 
der Fraktion der CDU 
 

Verbot der Wahlwerbung durch die Landesregierung einhalten 

Der Landtag wolle beschließen: 
 
 
Der Landtag stellt fest, dass die Landesregierung in mehreren Fällen durch Veröf-
fentlichungen und weitere Maßnahmen das Gebot die Pflicht zur parteipolitischen 
Neutralität verletzt hat. Bereits im September 2016 hat der Ministerpräsident in einem 
Video der Landesregierung offen und aktiv für seine Wiederwahl geworben. Eben-
falls wahlwerbenden Charakter hatte das Anschreiben des Ministerpräsidenten an 
Eltern in Schleswig-Holstein anlässlich der Einführung des sog. Kita-Geldes. 
 
Die nun bekannt gewordenen Schreiben der Bildungsministerin und des Innenminis-
ters stellen ebenfalls reine Wahlwerbemaßnahmen dar, die der Regierung – vor al-
lem in Vorwahlzeiten – eindeutig verboten sind. 
 
Der Landtag missbilligt deshalb, dass die Landesregierung durch wahlwerbende 
Maßnahmen die Chancengleichheit der politischen Parteien bei Wahlen verletzt. Er 
fordert die Landesregierung auf, weitere Veröffentlichungen oder Maßnahmen mit 
wahlwerbendem Charakter zu unterlassen. 
 
 
 
 
 
Daniel Günther 
und Fraktion 
 


